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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

II/ 1 — 68070 — 5297/68 


Bonn, den 19. März 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar/Wirtschaftspolitik in der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rats über die gemeinsame Markt- 
organisation für bestimmte in Anhang II des Vertrages auf- 
geführte Erzeugnisse. 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 6. März 
1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Finanzen 

Strauß 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraßo 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die gemeinsame Marktorganisation für bestimmte in An- 
hang II des Vertrages auf geführte Erzeugnisse 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemeinsame Marktorganisationen, die besondere 
Mechanismen enthalten, sind für zahlreiche Erzeug- 
nisse des Anhangs II des Vertrages geschaffen wor- 
den oder müssen demnächst dafür geschaffen wer- 
den. Es empfiehlt sich, auch für alle übrigen Erzeug- 
nisse des Anhangs II geeignete Vorschriften zu 
erlassen, die die Schaffung eines einheitlichen Mark- 
tes ermöglichen. 

Die Verwirklichung dieses einheitlichen Marktes 
bedeutet die Anwendung einer gemeinsamen Rege- 
lung an den Grenzen der Gemeinschaft. Diese Rege- 
lung kann im wesentlichen durch die vollständige 
Anwendung des Gemeinsamen Zolltarifs und den 
freien Warenverkehr bestimmt werden. Für be- 
stimmte Erzeugnisse kann es sich jedoch als notwen- 
dig erweisen, unter Berücksichtigung der Eigenart 
ihres Marktes sowie der verschiedenen gegenwär- 
tig von den Mitgliedstaaten angewandten Beschrän- 
kungen einen zusätzlichen Schutz für den Fall eines 
erheblichen Absinkens der Preise unter ihre nor- 
male Höhe vorzusehen, nämlich wenn die Einfuh- 
ren mit Herkunft aus dritten Ländern unter sol- 
chen Voraussetzungen erfolgen oder zu erfolgen 
drohen, daß der Normalpreis sich nicht wiederein- 
stellen kann. Dieser Schutz kann je nach Erzeug- 
nis in der Einstellung der Einfuhren oder der Erhe- 
bung einer Abgabe bestehen. Um die Anwendung 
dieses Systems zu ermöglichen und um die Entwick- 
lung der Einfuhren verfolgen zu können, müssen 
diese einer Lizenz unterworfen werden. 

In Ausnahmefällen kann der für die oben aufge- 
führten Erzeugnisse vorgesehene Schutz fehlen. Um 
in solchen Fällen den Gemeinschaftsmarkt nicht 
schutzlos gegenüber Störungen zu lassen, die daraus 
entstehen können, daß die zuvor bestehenden Ein- 
fuhrhindernisse beseitigt sein werden, ist es ange- 
zeigt, der Gemeinschaft zu ermöglichen, schnell 
alle notwendigen Maßnahmen zu treffen. 

Die Verwirklichung eines einheitlichen Marktes 
für alle betreffenden Erzeugnisse erfordert die Be- 


seitigung aller Hemmnisse des freien Verkehrs der 
betreffenden Waren an den Binnengrenzen der 
Gemeinschaft. 

Die Verwirklichung dieses einheitlichen Marktes 
kann durch Gewährung bestimmter Beihilfen in 
Frage gestellt werden; daher empfiehlt es sich, daß 
die Bestimmungen des Vertrages, die es ermög- 
lichen, die von den Mitgliedstaaten gewährten Bei- 
hilfen zu beurteilen und die mit dem gemeinsamen 
Markt unvereinbaren Beihilfen zu verbieten, auf die 
Erzeugnisse, die Gegenstand dieser Verordnung 
sind, angewandt werden. 

Um die Durchführung der in Aussicht genomme- 
nen Bestimmungen zu erleichtern, empfiehlt es sich, 
ein Verfahren vorzusehen, durch das im Rahmen 
eines Verwaltungsausschusses eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
mission herbeigeführt wird. 

Der Übergang von der in den Mitgliedstaaten gel- 
tenden Regelung auf die sich aus dieser Verord- 
nung ergebende Regelung muß möglichst reibungs- 
los erfolgen. Daher können sich Übergangsmaßnah- 
men als notwendig erweisen. 

Bei der Schaffung einer gemeinsamen Marktorga- 
nisation für die Erzeugnisse, die Gegenstand dieser 
Verordnung sind, muß zugleich den in den Artikeln 
39 und 110 des Vertrages vorgesehenen Zielen in 
geeigneter Weise Rechnung getragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die von dieser Verordnung vorgesehene gemein- 
same Marktorganisation gilt für die im Anhang auf- 
geführten Erzeugnisse. 

Artikel 2 

1. Der Gemeinsame Zolltarif gilt ab 1. Juli 1968, 
unbeschadet der in den Assoziierungsabkommen 
vorgesehenen Bestimmungen. 

2. Vorbehaltlich anderslautender Bestimmungen 
dieser Verordnung oder vorbehaltlich einer vom 
Rat auf Vorschlag der Kommission nach dem Ab- 
stimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz (2) des 
Vertrages beschlossenen Ausnahme und vorbehalt- 
lich der sich aus internationalen Abkommen über 
die in Anhang A diser Verordnung genannten Er- 
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Zeugnisse ergebenden Verpflichtungen, ist folgen- 
des im Handel mit dritten Ländern untersagt: 

— Die Erhebung jeder Abgabe mit gleicher Wir- 
kung wie ein Zoll; 

— mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnah- 
men gleicher Wirkung. 

Als Maßnahme mit gleicher Wirkung wie eine 
mengenmäßige Beschränkung gilt unter anderem die 
Begrenzung der Erteilung von Einfuhrlizenzen auf 
eine bestimmte Gruppe von Empfangsberechtigten. 

Artikel 3 

1. Für alle Einfuhren der in Anhang B genannten 
Erzeugnisse in die Gemeinschaft kann die Vor- 
lage einer Einfuhrlizenz verlangt werden, die von 
den Mitgliedstaaten jedem Antragsteller unabhän- 
gig vom Ort seiner Niederlassung in der Gemein- 
schaft erteilt wird. 

Diese Lizenz gilt ab einem vom Rat auf Vorschlag 
der Kommission nach dem Abstimmungsverfahren 
des Artikels 43 Absatz (2) des Vertrages festzule- 
genden Zeitpunkt und spätestens ab 1. August 1969 
für Einfuhren in die Gemeinschaft. Bis zu diesem 
Zeitpunkt gilt diese Lizenz nur für Einfuhren, die 
in dem ausstellenden Mitgliedstaat getätigt wer- 
den. 

Die Erteilung dieser Lizenz hängt von der Stel- 
lung einer Kaution ab, die die Erfüllung der Ver- 
pflichtung sichern soll, die Einfuhr während der 
Gültigkeitsdauer der Lizenz durchzuführen; die 
Kaution verfällt ganz oder teilweise, wenn die Ein- 
fuhr innerhalb dieser Frist nicht oder nur teilweise 
erfolgt ist. 

2. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz (2) des Vertrages die Liste der Erzeugnisse, 
für die Einfuhrlizenzen gefordert werden. 

3. Die Gültigkeitsdauer der Lizenzen sowie die 
anderen Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem Verfahren des Artikels 8 
erlassen. 

Artikel 4 

1. Wenn die Preise für ein Erzeugnis, für das eine 
Einfuhrlizenz geschaffen worden ist, auf dem Markt 
der Gemeinschaft 85 v. H. des Normalpreises dieses 
Erzeugnisses oder weniger betragen, und wenn die 
Einfuhren mit Herkunft aus dritten Ländern unter 
solchen Voraussetzungen erfolgen oder zu erfolgen 
drohen, daß der Marktpreis sich nicht in Höhe des 
Normalpreises wieder einstellen kann, 

a) kann die Ausstellung der Lizenzen ausgesetzt 
oder auf bestimmten Qualitäten, Aufmachungen 
oder Bestimmungen beschränkt werden, oder 

b) kann eine Abgabe erhoben werden, um den 
Unterschied zwischen dem Preis der eingeführ- 
ten Erzeugnisse und dem Normalpreis auszu- 
gleichen. 
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2. Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz (2) des Vertrages die Liste der Erzeugnisse, 
die Absatz (1) Buchstabe a oder Buchstabe b unter- 
liegen und die allgemeinen Durchführungsvorschrif- 
ten zu diesem Artikel, die Ausnahmen gegenüber 
dritten Ländern vorsehen können, die bereit sind, 
die Einhaltung des Normalpreises für die Ausfuhren 
nach der Gemeinschaft zu garantieren. 

3. Die Festsetzung der Normalpreise, die Ausset- 
zung oder die Beschränkung der Ausstellung der 
Lizenzen, die Erhebung einer Abgabe und die ande- 
ren Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
erfolgen nach dem Verfahren des Artikels 8. 

Artikel 5 

1. Wird der Markt der Gemeinschaft für eines oder 
mehrere der in Anhang B genannten Erzeugnisse 
auf Grund von Einfuhren oder Ausfuhren ernstlichen 
Störungen ausgesetzt oder von ernstlichen Störun- 
gen bedroht, die die Ziele des Artikels 39 des Ver- 
trages gefährden könnten, so können im Handel 
mit dritten Ländern geeignete Maßnahmen ange- 
wandt werden, bis die tatsächliche oder die dro- 
hende Störung behoben ist. 

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission nach 
dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Ab- 
satz (2) des Vertrages die Durchführungsbestimmun- 
gen zu diesem Absatz fest und bestimmt, in wel- 
chen Fällen und innerhalb welcher Grenzen die Mit- 
gliedstaaten Schutzmaßnahmen treffen können. 

2. Tritt die in Absatz (1) erwähnte Lage ein, so 
beschließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaats oder von sich aus die erforderlichen 
Maßnahmen; diese werden den Mitgliedstaaten mit- 
geteilt und sind unverzüglich anzuwenden. Ist die 
Kommission mit einem Antrag eines Mitgliedstaats 
befaßt worden, so entscheidet sie hierüber innerhalb 
24 Stunden nach Eingang des Antrags. 

3. Jeder Mitgliedstaat kann die Maßnahmen der 
Kommission binnen einer Frist von höchsten drei 
Arbeitstagen nach dem Tag ihrer Mitteilung dem 
Rat vorlegen. Der Rat tritt unverzüglich zusammen. 
Er kann die betreffende Maßnahme der Kommission 
nach dem Abstimmungsverfahren des Artikels 43 
Absatz (2) des Vertrages ändern oder aufheben. 

Artikel 6 

1. Im Binnenhandel der Gemeinschaft ist folgendes 
untersagt: 

— die Erhebung von Zöllen oder Abgaben gleicher 
Wirkung, 

— mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnah- 
men gleicher Wirkung, 

— die Berufung auf Artikel 44 des Vertrages. 

2. Zum freien Warenverkehr in der Gemeinschaft 
werden diejenigen der in Artikel 1 genannten 
Waren nicht zugelassen, zu deren Herstellung oder 
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Bearbeitung Erzeugnisse verwendet worden sind, 
welche sich nicht in der in Artikel 9 Absatz (2) und 
Artikel 10 Absatz (1) des Vertrages genannten Lage 
befinden. 

Artikel 7 

Die Artikel 92 bis 94 des Vertrages sind auf die 
Erzeugung der in Anhang A genannten Erzeugnisse 
und den Handel mit diesen Erzeugnissen anwend- 
bar. 

Artikel 8 

Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so ist 
das Verfahren des Artikels 26 der Verordnung 
Nr. 120/67/EWG des Rates vom 13. Juni 1967 über 
die gemeinsame Marktorganisation für Getreide 
oder jedes ähnliche Verfahren anwendbar, das in 
den anderen Verordnungen über eine gemeinsame 
Marktorganisation vorgesehen ist. Der Rat be- 
zeichnet auf Vorschlag der Kommission nach dem 
Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz (2) 
des Vertrages den für jedes Erzeugnis zuständigen 
Verwaltungsausschuß. 

Artikel 9 

Die in Artikel 4 Absatz (1) Buchstabe b vor- 
gesehene Abgabe gilt als Abschöpfung gegenüber 
dritten Ländern im Sinne des Artikels 11 Absatz (4) 
der Verordnung Nr. 130/66/EWG des Rates vom 
26. Juli 1966 über die Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik^). 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967 S, 2269/67 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966 S. 2965/66 


Artikel 10 

Bei der Durchführung dieser Verordnung ist zu- 
gleich den in den Artikeln 39 und 110 des Vertrages 
genannten Zielen in geeigneter Weise Rechnung zu 
tragen. 

Artikel 11 

Diese Verordnung gilt unbeschadet der Gemein- 
schaftsvorschriften, die erlassen worden sind oder 
zu erlassen sind, um die Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften der Mitgliedstaaten anzunähern, die die 
Aufrechterhaltung oder Verbesserung des techni- 
schen oder genetischen Niveaus der Erzeugung 
bestimmter Erzeugnisse, die in Anhang I aufgeführt 
und die besonders zur Zucht bestimmt sind, zum 
Ziel haben. 

Artikel 12 

Sollten Ubergangsmaßnahmen erforderlich sein, 
um den Übergang von der in den Mitgliedstaaten 
geltenden Regelung auf die Regelung dieser Ver- 
ordnung zu erleichtern, und zwar insbesondere, 
wenn die Anwendung dieser neuen Regelung zum 
vorgesehenen Zeitpunkt bei bestimmten Erzeug- 
nissen auf erhebliche Schwierigkeiten stoßen würde, 
so werden diese Maßnahmen nach dem Verfahren 
des Artikels 8 erlassen. Sie sind spätestens bis zum 
1. Juli 1969 anwendbar. 

Artikel 13 

Die Regelung dieser Verordnung gilt ab 1. Juli 
1968 mit Ausnahme der in Artikel 12 genannten 
Maßnahmen, die ab Inkrafttreten dieser Verordnung 
angewandt werden können. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedtsaat. 


Geschehen zu Brüssel am 


Im Namen des Rats 
Der Präsident 
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Anhang A 


Nummer 

des gemeinsamen 
Zolltarifs 

Bezeichnung der Erzeugnisse 

01.01 

Pferde, Esel, Maultiere und Maulesel, lebend 

ex 01.02 

Rinder (einschließlich Büffel), lebend 

ex A. Hausrinder 

I. reinrassige Zuchttiere (a) 

B. andere 

ex 01.03 

Schweine, lebend: 

ex A. Hausschweine 

I. reinrassige Zuchttiere (a) 

B. andere 

ex 01.04 

Schafe und Ziegen, lebend 

ex A. Haustiere 

ex I. Schafe, reinrassige Zuchttiere (a) 

II. Ziegen 

B. andere 

01.06 

Andere Tiere, lebend 

ex 02.01 

Fleisch und genießbarer Schlachtabfall von den in den Tarifnummern 01.01 bis 
01.04 genannten Tieren, frisch, gekühlt oder gefroren 

ex A. 

Fleisch 

1. von Pferden, Eseln, Maultieren oder Mauleseln 

ex II. von Rindern, außer Haustieren 

ex IIL von Schweinen, außer Haustieren 

ex IV. anderes, mit Ausnahme von Fleisch von Hausschafen 

ex B. 

Schl acht abf all 

I. von Pferden, Eseln, Maultieren oder Mauleseln 

ex 11. von Rindern oder Schweinen, außer von Haustieren 

ex III. anderer, mit Ausnahme von nicht zur Herstellung von pharmazeutischen 
Erzeugnissen bestimmten Schlachtabfall von Schafen. 

02.04 

Anderes Fleisch und anderer genießbarer Schlachtabfall, frisch, gekühlt oder 
gefroren 

ex 02.06 

Fleisch und genießbarer Schl acht ab fall aller Art (ausgenommen Geflügellebern), 
außer von Hausrindern, Hausschweinen und Hausschafen, gesalzen, in Salzlake, 
getrocknet oder geräuchert 

ex 04.05 

Vogeleier und Eigelb, frisch, haltbar gemacht, getrocknet oder gezuckert 
ex A. Eier in der Schale, frisch oder haltbar gemacht, außer von Hausgeflügel 

ex B. Eier ohne Schale und Eigelb 


(a) Die Zulassung zu diesem Unterabsatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden VorauS' 
Setzungen, 
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Nummer 

des gemeinsamen 
Zolltarifs 

04.06 

05.04 

ex 05.15 B 

07.05 

ex 07.06 

ex 08.01 

ex Kapitel 9 

11.03 

11.04 

11.08 B 

12.03 

12.07 

12.08 

12.09 

12.10 

ex 15.02 

15.03 

ex 16.01 

ex 16.02 

16.03 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


11. andere als genießbare 
Natürlicher Honig 

Därme, Blasen und Magen von anderen Tieren als Fischen, ganz oder geteilt 

Waren tierischen Ursprungs, anderweit weder genannt noch inbegriffen; nicht- 
lebende Tiere des Kapitels 1, ungenießbar 

Trockene, ausgelöste Hülsenfrüchte, auch geschält oder zerkleinert 

Topinambur, süße Kartoffeln und ähnliche Wurzeln und Knollen mit hohem 
Gehalt an Inulin, auch getrocknet oder in Stücken, Mark des Sagobaumes 

Datteln, Ananas, Mangofrüchte, Mangostanfrüchte, Avocatofrüdite, Guaven, Ko- 
kosnüsse, Paranüsse, Kaschu-Nüsse, frisch oder getrocknet, auch ohne Schalen 

Kaffee, Tee und Gewürze, ausgenommen Mate 

Mehl von Hülsenfrüchten der Tarifnr. 07.05 

Mehl von Früchten des Kapitels 8 

Inulin 

Samen, Sporen und Früchte zur Aussaat 

Pflanzen, Pflanzenteile, Samen und Früchte der hauptsächlich zur Riechmittel- 
herstellung oder zu Zwecken der Medizin, Insektenvertilgung, Schädlings- 
bekämpfung und dergleichen verwendeten Art, frisch oder getrocknet, ganz, in 
Stücken, als Pulver oder sonst zerkleinert 

Johannisbrot, frisch oder getrocknet, auch als Pulver oder sonst zerkleinert; 
Fruchtkerne und andere Waren pflanzlichen Ursprungs der hauptsächlich zur 
menschlichen Ernährung verwendeten Art, anderweit weder genannt noch in- 
begriffen 

Stroh und Spreu von Getreide, roh, auch zerkleinert 

Runkelrüben, Kohlrüben und andere Wurzeln zu Futterzwecken; Heu, Luzerne, 
Klee, Futterkohl, Lupinen, Wicken und ähnliches Futter 

Talg von Ziegen, roh oder ausgeschmolzen, einschließlich Premier Jus 

Schmalzstearin; Oleostearin; Schmalzöl, Oleomargarine und Talgöl, weder 
emulgiert, vermischt noch anders verarbeitet 

Würste und dergleichen, aus Fleisch, aus Schlachtabfall oder aus Tierblut, mit 
Ausnahme solcher, die Fleisch oder Schlachtabfall von Schweinen, Rindern oder 

Schafen enthalten 

Fleisch und Schlachtabfall, anders zubereitet oder haltbar gemacht: 
ex A. aus Lebern, außer von Schweinen, Rindern oder Schafen 

ex B. andere, mit Ausnahme solcher, die Fleisch oder Schl acht ab fall von Geflügel, 
Hausschweinen, Hausrindern oder Hausschafen enthalten 

Fleischextrakte und Fleischsäfte 
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Nummer 

des gemeinsamen 
Zolltarifs 


Bezeichnung der Erzeugnisse 


18.01 
18.02 
22.07 
23.01 A 
ex 23.02 


23.03 


ex 23.06 


ex 23.07 


Kakaobohnen, auch Bruch, roh oder geröstet 

Kakaoschalen, Kakaohäutchen und anderer Kakaoabfall 

Apfelwein, Birnenwein, Met und andere gegorene Getränke 

Mehl von Fleisch und von Schl acht abf all, ungenießbar; Grieben 

Kleie und andere Rückstände von Sichten, Mahlen oder von anderen Bearbei- 
tungen von Hülsenfrüchten 

Ausgelaugte Zuckerrübenschnitzel, Bagasse und Abfälle von der Zucker- 
gewinnung; Treber, Schlempen und Abfälle aus Brauereien oder Brennereien; 
Rückstände von der Stärkeherstellung und ähnliche Rückstände 

Waren pflanzlichen Ursprungs der als Futter verwendeten Art, anderweit weder 
genannt noch inbegriffen 

ex A. Eicheln, Roßkastanien und Trester, mit Ausnahme von Traubentrester 
B. Andere 

Futter, melassiert oder gezuckert, und anderes zubereitetes Futter; andere Zu- 
bereitung der bei der Fütterung verwendeten Art (z. B. Zusatzfutter) : 

A. Solubles von Fischen oder Walen 

ex B. andere, mit Ausnahme solcher, die Getreide des Kapitels 10 oder andere 
Erzeugnisse des Kapitels 11 oder der Tarifnr. 04.01, 04.02, 04.03, 04.04, 07.06 B, 
17.02 A II und B II, 17.05, 23.02 A und B, die der landwirtschaftlichen Ab- 
schöpfungsregelung unterfallen, enthalten 


45.01 


Naturkork, unbearbeitet, und Korkabfälle; Korkschrot, Korkmehl 
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Anhang B 

Nummer 

des gemeinsamen Bezeichnung der Erzeugnisse 

Zolltarifs 

01.01 A 11 Pferde, lebend, zum Schlachten (a) 

ex 02.01 A I Genießbares Fleisch von Pferden, frisch, gekühlt oder gefroren 

02,06 A Genießbares Fleisch von Pferden, gesalzen, in Salzlake, getrocknet oder 

geräuchert 

12.03 Samen, Sporen und Früchte zur Aussaat 

ex 12.10 B Luzernenmehl 

45.01 Naturkork, unbearbeitet, und Korkabfälle; Korkschrot, Korkmehl- 

(a) Die Zulassung zu diesem Unterabsatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraus- 
setzungen. 
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Begründung 


1. In dem Vorschlag der Kommission an den Rat 
zur Verwirklichung des freien Verkehrs bei Erzeug- 
nissen, die nicht unter Anhang II des Vertrages fal- 
len, (Dok. Kom. (67) 16 endg. vom 16. Februar 1967) 
hat die Kommission dem Rat mitgeteilt, daß sie ihm 
hinsichtlich der restlichen Erzeugnisse des An- 
hangs II (d. h. der Erzeugnisse, für die keine Vor- 
schläge zur Errichtung einer gem'einsamen Organi- 
sation mit besonderen Mechanismen vorgesehen 
sind) einen Vorschlag unterbreiten wird, welcher 
die Abschaffung der Zölle und mengenmäßigen Be- 
schränkungen im innergemeinschaftlichen Handel 
sowie die Anwendung des gemeinsamen Zolltarifs 
zum 1. Juli 1968 vorsieht. Dies ist der Gegenstand 
des gegenwärtigen Vorschlages. 

2. Um diese „Rest" -Erzeugnisse zu bestimmen, war 
es notwendig, die Liste derjenigen Erzeugnisse auf- 
zustellen für die, zusätzlich zu den Erzeugnissen, 
die schon einer gemeinsamen Organisation unter- 
liegen, eine gemeinsame Organisation mit besonde- 
ren Mechanismen insbesondere auf dem Binnen- 
markt vorgesehen ist. 

a) Zur Zeit sind schon Vorschläge gemacht worden 

— im Sektor Wein; diese Vorschläge wären um 
ein Erzeugnis zu erweitern: Traubentrester; 

— im Sektor Tabak. 

b) Vorschläge gemeinsamer Marktorganisation 
werden unverzüglich gemacht werden 

— im Sektor der Verarbeitungserzeugnisse aus 
Früchten und Gemüsen; 

— im Fischsektor. 

c) Vorschläge zur Ergänzung der bestehenden ge- 
meinsamen Marktordnungsregelungen wurden 
schon gemacht oder werden unverzüglich ge- 
macht werden durch Einfügung 

— von Glukose und Glukoisesirup der Tarifnum- 
mer ex 17.05 (aromatisiert oder gefärbt) in 
den Getreidesektor; 

— von Laktose und Laktosesirup der Tarif- 
nummer ex 17.05 (aromatisiert oder gefärbt) 
in den Sektor Milcherzeugnisse; 

— von Ei-Erzeugnissen von anderem Geflügel 
als Hausgeflügel in dem Eiersektor in Anbe- 
tracht der offenbaren Verbindung, die zwi- 
schen diesen Erzeugnissen und den Erzeug- 
nissen bestehen, die schon einer Marktord- 
nung unterliegen: diese Vorschläge haben 
ihren Grund insbesondere in der Sorge, Be- 
trugsmöglichkeiten auszuschließen ; 

d) Schließlich beabsichtigt die Kommission, dem Rat 
im Laufe des Jahres 1968 Vorschläge über ge- 


meinsame Marktorganisationen für die Erzeug- 
nisse folgender Sektoren vorzulegen: 

Flachs, 

Hanf, 

Hopfen, 

Bananen, 

Kartoffeln, 

Zichorienwurzeln, 

Alkohol, 

Schafe. 

In allen diesen Sektoren, nämlich sind in einem oder 
mehreren Mitgliedstaaten besondere Maßnahmen 
getroffen worden, und es erscheint unmöglich, diese 
Maßnahmen abzuschaffen, ohne sie durch gemein- 
schaftliche Regelungen zu ersetzen. Für diese Er- 
zeugnisse werden der freie Warenverkehr im In- 
nern der Gemeinschaft und die Regelung gegenüber 
den dritten Ländern also im Rahmen der Vorschläge 
gemeinsamer Organisationen vorgesehen werden. 

3. Nach Aussonderung der oben aufgeführten Er- 
zeugnisse bleibt im Anhang II ein Rest, für welchen 
die anzuwendende Marktregelung bestimmt werden 
muß. 

Es wird vorgeschlagen, eine vereinfachte Regelung 
anzuwenden, die einerseits den freien Warenver- 
kehr im Innern der Gemeinschaft, andererseits die 
Anwendung der im Vertrag enthaltenen allgemei- 
nen Beihilferegeln vorsieht und die schließlich die 
Anwendung einer einheitlichen Regelung gegenüber 
dritten Ländern (Einführung des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs, Aufhebung der mengenmäßigen Beschränkun- 
gen) enthält. 

4. Für einige Erzeugnisse jedoch, bei denen eine 
enge Verbindung zu den schon unter Marktordnung 
stehenden Erzeugnissen zu beobachten ist oder 
deren Markt ziemlich empfindlich ist und welche 
zur Zeit noch Gegenstand mengenmäßiger Beschrän- 
kungen in einzelnen Mitgliedstaaten sind, wurde 
ein Mechanismus vorgesehen, der es erlaubt, die 
Einfuhren dieser Erzeugnisse zu beobachten und ge- 
gebenenfalls die Maßnahmen zu treffen, die sich im 
Falle von Marktstörungen als nötig erweisen. 

Auf Vorschlag der Kommission legt der Rat die 
Liste der Erzeugnisse fest, die diesem Mechanismus 
tatsächlich unterworfen werden; dieser sollte jedoch 
nur auf diejenigen Erzeugnisse angewendet werden, 
für die sich infolge der Anwendung der im Verord- 
nungsvorschlag vorgesehenen Regeln ein wirtschaft- 
liches Problem stellt. 

Schließlich wurde hinsichtlich dieser Erzeugnisse die 
Schutzklausel in den Vorschlag aufgenommen, die 
den Marktordnungen aller landwirtschaftlichen Er- 
zeugnisse gemeinsam ist; diese wird sowohl bei der 
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Einfuhr wie bei der Ausfuhr angewendet und stellt 
einen Mechanismus dar, der es der Kommission er- 
laubt, bei Vorliegen von Ausnahmebedingungen 
einzugreifen, und der den Mitgliedstaaten die Mög- 
lichkeit läßt, vorläufige Schutzmaßnahmen zu tref- 
fen. Selbstverständlich wird die Anwendung der 
Gesamtheit dieser Vorschriften in Übereinstimmung 
mit den Verpflichtungen erfolgen, die im Rahmen 
des GATT eingegangen wurden. 


5. Der Verordnungsvorschlag sieht im übrigen vor, 
daß der Gemeinsame Zolltarif unbeschadet der 


Bestimmungen angewendet wird, die im Rahmen 
der Assoziierungsverträge vorgesehen sind. Die 
Vorschriften des Abkommens von Yaounde und sei- 
ner Protokolle, die in dieser Hinsicht besondere 
Regelungen vorsehen, insbesondere Artikel 21 Ab- 
satz 2 behalten also weiterhin Gültigkeit; insbeson- 
dere sind dies die Bestimmungen bezüglich Kaffee, 
die es den Beneluxländern gestatten, den Gemein- 
samen Zolltarif erst nach Ablauf der Übergangszeit 
anzuwenden: diese Vorschriften haben zur Folge, 
daß Artikel 115 des Vertrages hinsichtlich der Ein- 
fuhren in andere Mitgliedstaaten aus den Benelux- 
ländern angewendet wird. 
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